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Verletzte nach Angriff mit Messer
-yr. V InWädenswil und in Zürich 11 sind
in der Nacht auf Montag zwei Personen
bei Angriffen mit einem Messer verletzt
worden. In einer Wohnung in Zürich 11
wurde laut Kantonspolizei ein 39-jäh-
riger Schweizer nach einem verbalen
Streit von einer 54-jährigen Schweizerin
attackiert und verletzt. In einem Ver-
einslokal in Wädenswil wurde kurz nach
Mitternacht ein 33-jähriger Schweizer
von einem 40-jährigen Türken angegrif-
fen. Beide Opfer mussten mit nicht
lebensgefährlichenVerletzungen ins Spi-
tal gebracht werden.

Nach Unfall Schilder abmontiert
-yr. V In Uetikon am See hat am Sonn-
tagabend ein unbekannter Autolenker
die Kontrollschilder seines Fahrzeugs
abmontiert, nachdem er eine Frau an-
gefahren hatte. Laut Kantonspolizei war
der Autolenker, ein jüngerer Mann,
beim Bahnhof kurz nach 19 Uhr 30
rückwärts aus einem Parkfeld gefahren,
als er auf dem Fussgängerstreifen gegen
die 57-jährige Frau fuhr. Diese stürzte
und erlitt leichte Kopfverletzungen.
Nach dem Abmontieren der Kontroll-
schilder flüchtete der Autolenker.

Hoher Überschuss in Bülach
hhö. V Die Stadt Bülach kann einen
guten Jahresabschluss 2009 ausweisen.
Anstelle der angepeilten ausgeglichenen
Rechnung resultiert ein Überschuss von
14 Millionen Franken, der vor allem auf
Steuereinnahmen aus früheren Jahren

zurückzuführen ist. Mit dem Vorschlag
konntenSchulden abgebaut werden, und
das Eigenkapital erhöhte sich um 14 auf
70,3 Millionen Franken.

Stabile Steuererträge in Thalwil
wbt. V Die Thalwiler Jahresrechnung
2009 schliesst statt mit dem erwarteten
Defizit von 8,5 Mio. Fr. praktisch ausge-
glichen ab. Bei einem Gesamtaufwand
von 133,8 Mio. Fr. verbleibt ein kleines
Defizit von 41 500 Fr. Die Verbesserung
ist auf um 8,2 Mio. Fr. höher als budge-
tiert ausfallende Steuern aus früheren
Jahren zurückzuführen. Auch die Quel-
lensteuern (+1,5 Mio. Fr.) und die
ordentlichen Gemeindesteuern des lau-
fenden Jahres (+1 Mio. Fr.) übertrafen
die Erwartungen. Thalwil erwartet auch
2010 keinen Einbruch der Steuererträge,
wie es auf Anfrage hiess. Negativ auf den
Abschluss wirkten sich die um 2,8 Mio.
Fr. über dem Budget liegenden Zahlun-
gen an den Finanzausgleich aus.

100 neue Wohnungen in Wipkingen
tox. V Auf dem Tièche-Areal an der
gleichnamigen Strasse in Zürich Wip-
kingen plant die Baugenossenschaft des
eidgenössischen Personals 100 Genos-
senschafts- und 30 Eigentumswohnun-
gen. Den Architekturwettbewerb haben
die beiden Basler Büros Bucher Bründ-
ler AG und Fontana Landschaftsarchi-
tektur gewonnen. Die Siedlung soll im
Minergie-P-Eco-Standard und nach den
Zielen der 2000-Watt-Gesellschaft ge-
baut werden.

ANZEIGE

Warten
auf Godot

Verpasste Chance in der Bahnpolitik

sho. V Seit etwa 30 Jahren ist absehbar,
dass die Doppelspur zwischen Effreti-
kon und Winterthur auf Dauer nicht
ausreicht, um die Verkehrszunahme zu
bewältigen. 1987 fiel der Brüttener Tun-
nel der Etappierung von Bahn 2000
zum Opfer. Die Initiative «Schienen für
Zürich» wäre eine Gelegenheit gewe-
sen, sichmit einem kreativenGegenvor-
schlag in den Planungsprozess des Bun-
des einzuschalten. Nach der Regierung
ist nun auch der Kantonsrat nicht bereit,
diese Chance zu ergreifen.

Der Einblick in die Arbeiten an
Bahn 2030 vor einer Woche, bei denen
im Bund der Brüttener Tunnel aus Ab-
schied und Traktanden fiel, hat die Aus-
gangslage verändert. Indem Bern fak-
tisch die Position des VCS übernimmt
und dem Ausbau der bestehenden Stre-
cke auf vier Spuren Priorität gibt, ist
dessen Volksinitiative hinfällig gewor-
den. Dass der Kanton Zürich dem Bund
auch noch jenes Minimum, das dieser
leisten müsste, abnehmen soll, ist nicht
einzusehen. DerGrüne Robert Brunner
drückte es klar aus: Wieso sollen die
eidgenössischen Räte einmal 300 Mil-
lionen Franken für den Ausbau im
Kempttal bewilligen, wenn der Kanton
Zürich das bereits getan hat?

Erstaunlich ist, mit welcher Selbst-
verständlichkeit die bürgerliche Mehr-
heit davon ausgeht, der Bund werde
dann schon noch rechtzeitig auf die weit
teurere Tunnellösung einschwenken.
Und dies, ohne ein Signal auszusenden,
dass man bereit wäre – wie das etwa der
Kanton Zug beim Zimmerbergtunnel
tat –, allenfalls einen Teil der Kosten zu
tragen. Regierungsrätin Rita Fuhrer er-
innerte daran, wie die SBB vor gut 10
Jahren bei der Planung einer vierspuri-
gen Strecke durch Wipkingen aufliefen
und der Kanton mit der Durchmesser-
linie (DML) den Ausweg aufgezeigt
habe. Das ist nur die halbeWahrheit. Es
war neben anderen der VCS, der mit der
Initiative «Pro Durchgangsbahnhof»
den Anstoss gab. Fuhrers Vorgänger
Ruedi Jeker griff die Idee auf und erwei-
terte sie dann in einem Gegenvorschlag
zur DML. Mit dem Nein des Kantons-
rats, selber tätig zu werden, wird sich die
Geschichte so sicher nicht wiederholen.
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AUS DER SITZUNG DES KANTONSRATS

Kein Support für Minelli. Eine Einzelinitiative von Ludwig Minelli, die über eine
Änderung des Kirchengesetzes den Geldhahn für das Bistum Chur schliessen
wollte, wird abgelehnt. Nur 1 Ratsmitglied unterstützt sie.

Keine Fachstelle für Kinderschutz.Mit 13 Stimmen erhält auch eine Einzelinitiative
für die Schaffung einer Fachstelle für Kinderschutz nicht die nötigen 60 Stimmen.

Steuerabzug von Bussen.Mit 71 Stimmen unterstützt der Rat eine Einzelinitiative
vorläufig, die Firmen nicht nur den steuerlichen Abzug von Steuerbussen, sondern
von allen Bussen und von Bestechungsgeldern verbieten will.

Gemeinsamer Wahlversand. Mit 66 Stimmen gewährt der Rat einer Einzelinitia-
tive die vorläufige Unterstützung, die verlangt, dass ab 2014 mit den Wahlunter-
lagen auch je ein Flugblatt aller teilnehmenden Parteien versandt werden soll.

Hauswirtschaftliche Fortbildungskurse. Gemeinden sollen keine hauswirtschaft-
lichen Fortbildungskurse mehr anbieten müssen. Dies verlangt eine mit 112 Stim-
men vorläufig unterstützte parlamentarische Initiative von CVP, SVP und GLP.

Keine Quoten für ausländische Studierende. Eine parlamentarische Initiative der
SVP, die für ausländische Studierende in Zürich eine Quote vonmaximal 25 Prozent
einführen wollte, scheitert. Sie erhält nur 54 statt 60 Stimmen.

Materielle Prüfung von Initiativen. 72 Räte stimmen für eine parlamentarische
Initiative der CVP, die eine materielle Vorprüfung von Initiativen verlangt. Die
Initiative wird damit vorläufig unterstützt.

Keine Fristerstreckung zur Rollstuhl-Motion. Die Geschäftsleitung des Kantonsrats
muss zu einer Motion, die Rollstuhlfahrern das Mitverfolgen der Debatten im Rats-
saal erlauben will, Antrag stellen. Eine Fristverlängerung wird abgelehnt.

Wahl in den Fachhochschulrat. Die von der Regierung vorgenommene Wahl der
Fachhochschulräte Gabi Hildesheimer und Urs Hofmann wird genehmigt.

Bericht der Geschäftsprüfungskommission.Mit 137 zu 1 Stimme genehmigt der Rat
denBericht derGeschäftsprüfungskommission fürApril 2009 bisMärz 2010. wbt.

Eine statt sieben
Richterstellen

Kantonsrat folgt Obergericht nicht

wbt. V Auch die Justizkommission des
Kantonsrat hat am Montag nicht be-
stritten, dass verschiedene Zürcher Be-
zirksgerichte mit mehr Stellenprozen-
ten auszustatten wären. Der Bedarf sei
mit dem Anstieg der Bevölkerungs-
zahlen und der gewachsenen Geschäfts-
last gut ausgewiesen, sagte ihr Präsi-
dent, Hans Egloff (svp., Aesch), im Rat.
Dennoch empfahl er mit der Mehrheit
der Kommission, nur im Bezirk Dieti-
kon die Zahl der Richter von 6 auf 7 zu
erhöhen. Bei der Schaffung dieses Ge-
richts vor zwei Jahren habe man die
Menge der Fälle, die es zu bearbeiten
habe, weit unterschätzt.

Damit setzte sich Egloff durch: 86
Kantonsräte von SVP, FDP, CVP und
EDU folgten ihm, 74 von SP, AL/GP,
GLP und EVP waren dagegen, weil sie
sich für jeweils eine zusätzliche Stelle
auch in Affoltern, Bülach, Hinwil, Hor-
gen, Meilen und Winterthur starkmach-
ten. Egloff hatte die Mehrheitsposition
damit begründet, dass man erste Erfah-
rungen mit der bevorstehenden neuen
Prozessordnung abwarten müsse.

Dem widersprach Heinrich Andreas
Müller, Präsident des Obergerichts, von
dem der Antrag auf zusätzliche Richter-
stellen stammte. Die zur Debatte ste-
hende personelle Frage habe mit der
Prozessordnung nichts zu tun. Hier gehe
es nur um die Entwicklung der Ge-
schäftslast und der Bevölkerungszahl in
den letzten Jahren. Müller ging aber da-
von aus, dass die neue Prozessordnung
die Geschäftslast der Bezirksgerichte
noch vergrössern werde. Andere Kan-
tone hätten bereits jetzt im Hinblick auf
deren Einführung neue Richterstellen
bewilligt. Für Müller ist es eine Frage
des Respekts gegenüber dem Souverän:
Die Verfassung schreibe die Volkswahl
der Bezirksrichter vor. Seit Jahren wür-
den die Engpässe aber mit vom Ober-
gericht ernannten Ersatzrichtern über-
brückt, deren Einsatz eigentlich nur
kürzerfristig vorgesehen sei.

Dass mit der Ablehnung des ober-
gerichtlichenAntrags nicht gespart wer-
de, machten die Sprecher der Kommis-
sionsminderheit geltend. Es gehe hier
um die praktisch kostenneutrale Um-
wandlung von Ersatzrichterstellen in
ordentliche Richterstellen, sagten Gabi
Petri (gp., Zürich) und Peter Schulthess
(sp., Stäfa) übereinstimmend. Sie unter-
lagen schliesslich trotzdem.

Gemeinderat für Superblock
Winterthur soll Verwaltung im Sulzer-Areal zusammenfassen

Der Winterthurer Gemeinderat
will, dass die Stadt 760 ihrer
Arbeitsplätze in den Superblock
im Sulzer-Areal verlegt. Das
letzte Wort hat das Volk.

flo. V Das Winterthurer Stadtparlament
hat sich am Montagabend dafür ausge-
sprochen, im Rahmen des Projekts
Fokus einen Teil der Stadtverwaltung
im Superblock im Sulzer-Areal zusam-
menzufassen. Im Herbst 2007 hatte sich
das Parlament gegen einen Verwal-
tungsbau auf dem Arch-Areal entschie-
den; später brachte der Stadtrat die
Alternativstandorte Superblock und
Grüzefeld ins Spiel und sprach sich
schliesslich für den Superblock aus.

Stadtverwaltung als Mieterin
Vorgesehen ist ein langfristiger Miet-
vertrag mit der Axa Winterthur, die als
Investorin in der Überbauung Super-
block eigene Arbeitsplätze einrichten
und einen weiteren Teil der Stadt zur
Verfügung stellen soll.

DavidHauser (sp.) hob in derDebat-
te die zentrale Lage des Sulzer-Areals
hervor und bezeichnete den alternati-
ven Standort Grüzefeld als «städtebau-
liches Niemandsland». Markus Wenger
(fdp.) verwies auf die erwarteten Ein-
sparungen des Projekts Fokus von wie-
derkehrend rund 3 Millionen Franken

pro Jahr. Die Vorlage verdiene Zustim-
mung, zumal der vorgesehene Standort
im Sulzer-Areal verkehrsgünstig sei.

SVP beharrt auf der Altstadt
Anders sah es René Isler (svp.). Die
prognostizierten Einsparungen würden
von Jahr zu Jahr kleiner. Wichtiger als
die Zusammenlegung in einem Monu-
mentalbau sei für die Stadtverwaltung
eine durchdachte Strukturbereinigung.
Zudem habe der Stadtrat noch nicht
überzeugend aufgezeigt, wie er die nach
dem Auszug der Verwaltung aus der
Altstadt leerstehenden Räume sinnvoll
bewirtschaften könnte.

Herbert Iseli (edu.) plädierte für
Rückweisung, noch gebe es zu viele
offene Fragen. Zudem müssten die
Stimmberechtigten die Möglichkeit ha-
ben, zwischen den Standorten Sulzer-
Areal und Grüzefeld zu wählen. Für
Rückweisung sprach sich auchNikGug-
ger (evp.) aus. Man wolle zuerst wissen,
welche Teile der Verwaltung in den
Superblock ziehen sollen. Seine Partei
lege auch Wert darauf, dass gewisse
publikumsnahe Bereiche die Altstadt
nicht verlassen müssten.

Beim Rückweisungsantrag wurde
der EDU-Vertreter von SVP und Teilen
der EVP unterstützt, er unterlag aber
mit 38 zu 18 Stimmen. Anschliessend
unterstützte der Rat die Fokus-Vorlage
für den Superblock gegen SVP und
EDU mit 42 zu 13 Stimmen.

IN KÜRZE
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sorgt für Aufregung
Evakuation in Zürich 5

-yr. V Wegen einer herrenlosen Sport-
tasche sind amMontagmittag rund hun-
dert Personen aus einer Kantine an der
Hardturmstrasse in Zürich 5 evakuiert
worden. Die Sporttasche war kurz nach
12 Uhr einem privaten Sicherheitsange-
stellten in der Tiefgarage der früheren
Telekurs aufgefallen. Der Finanzdienst-
leister gehört heute zur SIX Group. Die
Evakuation wurde aus Sicherheitsgrün-
den vorgenommen, ebenso die gross-
räumige Sperrung der Liegenschaft. Mit
Detektoren untersuchten Spezialisten
des Forensischen Instituts Zürich den
Inhalt der Tasche, der sich als harmlos
herausstellen sollte. Der Besitzer der
Sporttasche konnte ausfindig gemacht
werden. Er gab an, die Tasche unbe-
wusst liegengelassen zu haben.

Vertrauen in den Bund
Kantonsrat lehnt die Volksinitiative «Schienen für Zürich» ohne Gegenvorschlag ab

Obwohl der Brüttener Tunnel bei
Bahn 2030 keine Priorität hat,
glaubt die Mehrheit des Parla-
ments, dass der Bund ihn doch
noch baut. Sie verwarf deshalb
den Ausbau der Stammstrecke
auf Kosten des Kantons deutlich.

Stefan Hotz

Die Ausgangslage war nicht alltäglich.
Die Kommission für Energie, Verkehr
und Umwelt (Kevu) sowie die bürger-
lichen Parteien samt EVP fordern den
Bau des Brüttener Tunnels, um den
Engpass im Schienennetz zwischen Eff-
retikon und Winterthur zu beheben. Sie
hatten jedoch erst vor einer Woche zur
Kenntnis nehmenmüssen, dass das Vor-
haben, das einst Teil von Bahn 2000
war, derzeit in den Unterlagen des Bun-
des für Bahn 2030 nicht einmal mehr als
Fussnote erscheint (NZZ 26. 3. 10).

«Bund steht in der Pflicht»
SP, GLP und bis anhin auch alle Grünen
stehen hinter der Initiative des Ver-
kehrsclubs der Schweiz (VCS), der vom
Kanton einen Rahmenkredit über 520
Millionen Franken für den Ausbau der
Stammstrecke durch das Kempttal
durchgehend auf vier Spuren verlangt.
Diese Seite hat die Genugtuung, dass
der Bund ihre Position übernommen
hat. Das jedoch wirft die Frage auf, ob
das Volksbegehren noch sinnvoll ist.

Kevu-Präsident Ruedi Menzi (svp.,
Rüti) bezeichnete dieses als überflüssig
und kontraproduktiv. Letzteres sei der
Fall, weil ein Ja zur Initiative den Brüt-
tener Tunnel als zukunftsweisende Lö-
sung verhindere. Der Bund stehe recht-
lich und moralisch in der Pflicht.

Gegenvorschlag chancenlos
Gabi Petri (gp., Zürich), Co-Geschäfts-
führerin des VCS Zürich, verlangte
mehr «Gottvertrauen» in den Bund.
Dieser wolle die Erhöhung der Kapazi-
tät im Bahnkorridor nach Winterthur,
aber imRahmen eines kostenbewussten
Ausbaus. An der Initiative werde fest-
gehalten, um die Erweiterung zu be-
schleunigen. 220 Millionen Franken
dienten der Vorfinanzierung bereits be-

schlossener Ausbauten, die restlichen
300 Millionen, um die zusätzliche Dop-
pelspur zwischen Effretikon und Win-
terthur Tössmühle rasch zu realisieren.

Sabine Ziegler (sp., Zürich) stellte
den Antrag, das Geschäft mit dem Auf-
trag an die Kevu zurückzuweisen, einen
Gegenvorschlag auszuarbeiten. Der
Kanton Zürich müsse bereit sein, auch
einen Teil der Kosten zu tragen. Der
Kanton stehe im Wettbewerb mit der
übrigen Schweiz, in Zug und Luzern
gebe es bereits analoge Beschlüsse.

Von einem Gegenvorschlag wollte
die bürgerliche Seite nichts wissen. Das
wäre ein reines Schaulaufen, sagteWilly
Germann (cvp., Winterthur). Er zeigte
sich überzeugt, der Bund werde auf den
Brüttener Tunnel umschwenken, da der
oberirdische Ausbau mit allen Zusatz-
kosten, etwa für den Lärmschutz in Eff-
retikon, am Ende teurer komme. Man
dürfe sich jetzt nicht nervös machen las-
sen, der Brüttener Tunnel sei die rich-
tige Lösung, erklärte Gabriela Winkler
(fdp, Oberglatt), die Forderung der
Initiative sei erfüllt, sekundierte An-
toine Berger (fdp, Kilchberg). Es gebe

kein stärkeres Zeichen für den Brütte-
ner Tunnel als ein Nein zur Initiative,
meinte Lorenz Habicher (svp., Zürich).
Die Grünen waren gespalten. Er sei für
den Brüttener Tunnel, doch angesichts
der neuen Situation in Bern sei ein
Gegenvorschlag überholt, erklärte Ro-
bert Brunner (gp., Steinmaur) namens
einer GP-Minderheit.

Sache des Bundes
Volkswirtschaftsdirektorin Rita Fuhrer
bekräftigte die ablehnende Haltung der
Regierung zur Initiative und zu einem
Gegenvorschlag. Auch ein Ausbau der
Stammstrecke komme nicht rasch, vor
Jahren habe nämlich der Bund selber
gezweifelt, ob das bewilligungsfähig sei.
Bei Bahn 2030 seien längst noch nicht
alle Würfel gefallen, so Fuhrer. Auch
eine Rückweisung an die Kommission
sei ein falsches Zeichen, da der Ausbau
dieser nationalen Bahnstrecke Sache
des Bundes sei. Am Ende verwarf der
Rat den Antrag auf Rückweisung mit
124 gegen 45 Stimmen und lehnte die
Initiative mit 120 zu 54 Stimmen ab.


